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Deutsche Islam-Konferenz eröffnet
Am 27. September hat in Ber-
lin die Eröffnungsveranstal-
tung der Deutschen Islam-
Konferenz (DIK) stattgefun-
den. Vertreter von Bund und
Ländern,  muslimischen Dach-
verbänden sowie Einzelper-
sonen werden in den kom-
menden Jahren Maßnahmen
erarbeiten, die das Verhältnis
von Staat und Islam klären
sowie die Integration der
Muslime verbessern sollen.

Die Konferenz, die feder-
führend vom Bundesinnenmi-
nisterium organisiert wird,
findet in einer Zeit statt, in der
der Islam aufgrund verschie-
dener Ereignisse im Zentrum
der politischen und gesell-
schaftlichen Aufmerksamkeit
Deutschlands steht. So haben

etwa der Karikaturenstreit, die gescheiterten Koffer-
bomben-Anschläge, die Reaktionen auf die Rede des
Papstes an der Universität Regensburg sowie erst kürz-
lich die vorübergehende Absetzung einer Mozart-Oper
in Berlin erneut zu einer Debatte darüber geführt, ob
und wie eine „Einbürgerung des Islam“ vor dem Hin-
tergrund der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung möglich sei. Dabei geht es zum einen darum, die
Integration und gesellschaftliche Teilhabe der Muslime
zu verbessern. Zum anderen stellt sich auch die Frage,
ob die Mehrheitsbevölkerung anerkennt, dass der Is-
lam und die Muslime mittlerweile fester Bestandteil
der deutschen Gesellschaft geworden sind. Nicht zuletzt
spielen in dieser Debatte auch Aspekte der inneren
Sicherheit eine Rolle.

Relevant ist außerdem, dass der Islam nicht so
verfasst ist wie die christlichen Kirchen, und es bislang
keine gemeinsame Vertretung der Muslime gibt, die
dem Staat als anerkannter Ansprechpartner dienen
könnte. Dies wäre beispielsweise wichtig für die Rege-
lung des Islamunterrichts oder die Ausbildung von
Imamen an deutschen Hochschulen. Vor diesem Hinter-
grund wird es die Aufgabe der DIK sein, eine „Lösung

Deutschland: Teilnahme am EU-weiten Zensus beschlossen
Die Bundesregierung hat Ende August entschieden,
dass Deutschland 2010/11 an der EU-weiten Zensus-
runde teilnehmen wird. Die Vorbereitungen dafür lau-
fen beim Statistischen Bundesamt und den Statisti-
schen Landesämtern.

Ziel der Erhebung ist es, zuverlässige Daten zur Be-
völkerung in Deutschland sowie zu deren Arbeits- und
Wohnverhältnissen zu erhalten. Der Zensus wird re-
gistergestützt sein, d. h. er verwendet vorrangig Daten
aus vorhandenen Verwaltungsregistern. Das sind vor
allem die der Melderegister der Kommunen sowie der
Bundesagentur für Arbeit. Ferner werden Informa-
tionen über Gebäude und Wohnungen per Post bei den
Eigentümern eingeholt, da es hierzu keine flächende-
ckenden Verwaltungsdaten gibt. Es werden nicht wie
bei einer traditionellen Volkszählung alle Einwohner
befragt, sondern nur ein kleiner Teil. Dazu werden
repräsentative Stichproben gezogen. Den ausgewählten
Personen werden dann Fragen beispielsweise zu Bil-
dung und Ausbildung gestellt.

Die letzte traditionelle Volkszählung, bei der alle
Einwohner befragt wurden, fand im früheren Bundes-
gebiet 1987 und in der DDR 1981 statt. Seither basieren
aktuelle Bevölkerungs- und Wohnungsdaten auf Fort-
schreibungen dieser Volkszählungen. Das Statistische
Bundesamt geht davon aus, dass die gegenwärtig von

der amtlichen Statistik ermittelten Bevölkerungszahlen
deutlich überhöht sind, z. B. weil sich Fortgezogene
in ihrer Kommune nicht abmelden. Wenn 2010/11 neue
Daten erhoben werden, so liefert die Bevölkerungs-
fortschreibung der Jahre danach verlässlichere Daten.

Zuverlässige Bevölkerungsdaten sind wichtig, da
auf ihr eine Vielzahl politischer und wirtschaftlicher
Entscheidungen beruhen. Beispielsweise errechnen sich
die Finanzausgleiche zwischen den Bundesländern
nach Einwohnern.

Nach Einschätzung des Statistischen Bundesamtes
wird das Verfahren des registergestützten Zensus zu
„ebenso belastbaren Ergebnissen führen wie eine tra-
ditionelle Volkszählung“. Ein Vorteil sei, dass die Bür-
ger weniger beansprucht würden, da nur ein Teil der
Einwohner befragt wird. Ferner fielen dadurch für die
Steuerzahler deutlich geringere Kosten an, so das Bun-
desamt. Experten plädieren hingegen für eine Voll-
zählung, „weil nur diese valide Daten in hoher regio-
naler Auflösung liefert“, so Reiner Klingholz, Direktor
des Berlin-Instituts für Bevölkerung und Entwicklung.

Die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder
erarbeiten derzeit ein umfangreiches Internetangebot
zum Zensus 2010/11. as
Weitere Informationen:
http://www.destatis.de/zensus
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der Probleme des Zusammenlebens gemeinsam und
im Dialog mit den in Deutschland lebenden Muslimen
zu suchen“, so Bundesinnenminister Wolfgang Schäub-
le (CDU).

Die Muslime werden bei der DIK durch 15 Verbände
bzw. Einzelpersonen repräsentiert. Bei den Verbänden
handelt es sich um den Zentralrat der Muslime in
Deutschland (ZMD), den Islamrat für die Bundesre-
publik Deutschland (IR), die Türkisch-islamische Un-
ion der Anstalt für Religion (DITIB), die Alevitische
Gemeinde sowie den Verband der islamischen Kul-
turzentren (VIKZ). Unter den eingeladenen Einzelper-
sönlichkeiten befinden sich etwa der Orientalist und
Schriftsteller Navid Kermani, die Berliner Anwältin
und Frauenrechtlerin Seyran Ates, die islamkritische
Autorin Necla Kelek und Kenan Kolat, Vorsitzender
der Türkischen Gemeinde in Deutschland.

Die Einladungspolitik des Bundesinnenministe-
riums war im Vorfeld kritisiert worden. Der General-
sekretär des ZMD Aiman Mazyek hatte kritisiert, die
Zusammensetzung der Islam-Konferenz stelle „nicht
den richtigen Proporz dar“. Hauptansprechpartner für
den Staat müssten die großen Dachverbände sein. Er
kritisierte die Einladung von Einzelpersönlichkeiten,

Kommentar zur Islam-Konferenz
Bundesinnenminister Schäuble ist – anders als manch einer gedacht hat –
nicht „eingeknickt“. Anlässlich der ersten Deutschen Islam-Konferenz hat
er der naheliegenden Versuchung widerstanden, aus dem Gespräch mit
Vertretern der Muslime in Deutschland eine Belehrung in Sachen Grund-
gesetztreue zu machen. Nein, der in der Vergangenheit nicht immer für
seine Dialogbereitschaft bekannte Innenminister hat den Muslimen in
Deutschland ein ernst gemeintes Gesprächsangebot unterbreitet. Ernst
gemeint, weil er seinen Gesprächspartnern mit Respekt vor ihren reli-
giösen Überzeugungen und Traditionen und mit Anerkennung hinsicht-
lich ihrer wichtigen Rolle bei der Ausgestaltung der bundesrepublikani-
schen Gesellschaft begegnet ist.

Auf dem Weg zu einer nicht nur faktischen, sondern auch gefühlten
Einbürgerung der Muslime in Deutschland – im Sinne eines umfassenden
Zugehörigkeitsgefühls – ist dies ein Meilenstein. Aber auch aus einer grö-
ßeren integrationspolitischen Perspektive darf Schäubles Initiative – ebenso
wie der zwei Monate zuvor einberufene Integrationsgipfel – als Paradig-
menwechsel gelten. Noch vor wenigen Jahren wäre es einem führenden
Mitglied der CDU absurd erschienen, von „deutschen Muslimen“ zu spre-
chen. Galten doch muslimische Arbeitsmigranten weithin als temporär
geduldete Arbeitskräfte, deren Rückkehr ins Herkunftsland lediglich eine
Frage der Zeit sei. Nicht umsonst hatte Wolfgang Schäuble noch Ende der
1990er Jahre die Kampagne gegen die doppelte Staatsbürgerschaft unter-
stützt. Es ist ein Zeichen zunehmender integrationspolitischer Reife,
dass ein christdemokratischer Innenminister die vielen tausend Musli-
me, die aufgrund des geltenden Staatsangehörigkeitsgesetzes qua Ge-
burt einen Doppelpass erhalten, als aktive Mitgestalter einer religiös
vielfältigen Gesellschaft anspricht.

Zur Lösung der anstehenden Herausforderungen wird symbolische
Gipfelpolitik bei weitem nicht ausreichen. Der Umgang zwischen
Mehrheitsgesellschaft und religiösen Minderheiten ist nach wie vor
geprägt von Unwissenheit und Ignoranz – und zwar auf beiden Seiten.
Eine Imam-Ausbildung an deutschen Universitäten wird diese Kluft
nur bedingt überwinden können. Denn auch ein muslimischer
Religionsunterricht an deutschen Schulen wird sich vorwiegend an
Muslime richten. Vielmehr müsste bereits in der Schule der Dialog
zwischen den Religionen eingeübt werden, nicht nur anlässlich von
Feiertagen, sondern als fester Bestandteil des schulischen Lebens – im
Unterricht, in Projektwochen und in der Elternarbeit.

Respekt vor dem Anderen setzt Wissen voraus. Bundesinnenminister
Schäuble – selbst ein überzeugter Christ – scheint dies erkannt zu haben.
Hoffen wir, dass sein Beispiel „Schule macht“.
Ulrich Raiser, Netzwerk Migration in Europa e. V., Berlin

die einen eher säkularen Islam repräsentieren oder –
wie Necla Kelek – dezidiert islamkritisch auftreten:
„Wir brauchen Kritiker, aber nicht bei einer Islam-
konferenz, wo es am Ende um einen Staatsvertrag geht“,
so Mazyek. Schäuble wies die Kritik zurück und
erklärte, er habe sich bei den Einladungen „nicht zum
Islam-Zensor gemacht“. Er wolle vielmehr „alle in
Deutschland lebenden Muslime ihrer Vielfalt ange-
messen in den Verhandlungsprozess einbinden“. Die
eingeladenen Verbände haben zwar den Anspruch, für
alle Muslime in Deutschland zu sprechen. Sie vertreten
mit ihren 300.000 Mitgliedern formell jedoch nur einen
kleinen Teil der ca. 3,5 Mio. Muslime.

Nach der Eröffnungsveranstaltung im Bundestag
zog Schäuble ein positives Fazit. Es sei nicht sein Ziel
gewesen, eine „harmonische und nur auf Konsens
ausgerichtete Veranstaltung durchzuführen“. Vielmehr
wolle er, dass innerhalb der Gemeinschaft der Muslime
unterschiedliche Auffassungen ausgesprochen werden.
„Wenn Sie sich die Teilnehmer anschauen, dann wissen
Sie, dass es im Vorhinein sehr spannend war, wie das
überhaupt gehen sollte. Es ist gut gelungen. Alle haben
einander gut zugehört und am Schluss haben auf meine
Frage alle gesagt, dass wir uns genau in dieser Zusam-
mensetzung und auf dieser Grundlage jetzt auf den
Weg machen und so weitermachen sollten.“

Renate Künast, Fraktionsvorsitzende von Bündnis
90/Die Grünen, begrüßte, was Schäuble „beim Aufbauen
und Zustandekommen der Islamkonferenz gelungen
ist“. Sie hätte sich Vergleichbares auch schon vom
früheren Bundesinnenminister Otto Schily (SPD) ge-
wünscht. Künast fügte hinzu: „Wenn ein CDU-Bundes-
innenminister am Rednerpult sagt, dass Muslime Teil
unserer Gesellschaft sind, dass die Zeit der Einschät-
zung, sie seien Gastarbeiter, zu Ende ist, dann sind wir
in der Gesellschaft ein Stück weitergekommen.“

Die FDP-Bundestagsabgeordnete Sibylle Laurischk
forderte, den Bundestag beim Dialog mit den Muslimen
nicht zu übergehen. Sie schlug vor, eine Enquête-
Kommission des Bundestages zu Migration und Inte-
gration einzusetzen.

Die DIK wird sich in den kommenden zwei bis drei
Jahren mit drei übergeordneten Arbeitsbereichen
befassen. Im Bereich „Deutsche Gesellschaftsordnung
und Wertekonsens“ wird es unter anderem um die
Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie Erzie-
hungsfragen gehen. Im Bereich „Religionsfragen im
deutschen Verfassungsverständnis“ wird sich die DIK
unter anderem mit Moscheenbau, der Ausbildung von
Imamen an deutschen Hochschulen, Islamunterricht
sowie Koedukation (z. B. gemeinsame Teilnahme von
Jungen und Mädchen am Schwimm- und Sport-
unterricht) auseinandersetzen. Im Mittelpunkt des
Arbeitsbereichs „Wirtschaft und Medien als Brücke“
steht die Bildungs- und Arbeitsmarktsituation musli-
mischer Jugendlicher, die Einstellungspolitik in der
Wirtschaft und im öffentlichen Dienst sowie die mög-
liche Rolle türkischer und deutscher Medien beim Ab-
bau von Vorurteilen. In einem weiteren Gesprächs-
kreis „Sicherheit und Islamismus“ werden Fragen der
inneren Sicherheit und islamistischer Extremismus be-
handelt. Die erste Arbeitssitzung wird am 8./9. Novem-
ber in Nürnberg stattfinden. vö
Weitere Informationen: http://www.bmi.bund.de
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In den seit Jahren andauernden Streit um ein Bleibe-
recht für langjährig geduldete Flüchtlinge ist nun Be-
wegung gekommen (vgl. MuB 9/03). Die Innenminister
von Bund und Ländern wollen sich auf ihrer Herbst-
konferenz im November auf eine Altfallregelung ver-
ständigen. Umstritten sind weiterhin die Kriterien für
die Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung.

Nach Angaben von Flücht-
lingsorganisationen leben
derzeit rund 200.000 Flücht-
linge seit mehreren Jahren
mit einer so genannten Dul-
dung in Deutschland (siehe
Box); darunter etwa 120.000
seit mehr als fünf Jahren.

Auf der nächsten Innen-
ministerkonferenz (IMK) von
Bund und Ländern Mitte No-
vember in Nürnberg soll zum
Umgang mit jahrelang Ge-
duldeten ein Beschluss ge-
fasst werden. Auf Einladung
von Bundesinnenminister
Wolfgang Schäuble (CDU)
trafen sich Vertreter der Koa-
litionspartner am 22. Sep-
tember zu Vorgesprächen.
Nach dem Treffen zeichnete
sich eine Einigung auf ein
Bleiberecht für diejenigen ab,
die sich bereits seit mindes-
tens sechs bis acht Jahren im
Land aufhalten und arbeiten
bzw. nur wegen des Aufent-
haltsstatus nicht arbeiten
können. Weitere Kriterien
sind die Beherrschung der
deutschen Sprache, ein er-
kennbarer Integrationswille
sowie bei Familien der Schul-
besuch der Kinder. Als Aus-
schlussgründe sollen Täu-
schungsversuche der Behör-
den zur Verhinderung einer
Abschiebung, die Verübung
von Straftaten oder der Kon-
takt zu extremistischen Orga-
nisationen gelten. Erteilt wer-
den soll das Bleiberecht zu-
nächst für zwei Jahre.

Unionspolitiker wie Bun-
desinnenminister Schäuble
hoben wiederholt die aus
ihrer Sicht zentrale Bedeu-
tung der Kinder hervor: „Je-
der sieht doch, dass man Kin-
der, die hier geboren und zur
Schule gegangen sind [...],
nicht abschieben kann.“ Auch
die Beauftragte der Bundes-
regierung für Migration,
Flüchtlinge und Integration
Maria Böhmer (CDU) sprach
sich für eine Bleiberechtsre-
gelung aus: „Viele von ihnen

Deutschland: Debatte um Bleiberecht
sind beruflich und gesellschaftlich integriert, achten
unser Rechts- und Wertesystem und haben Kinder, die
hier zur Schule gehen. Diese Menschen, die aus rechtli-
chen oder tatsächlichen Gründen nicht in ihre Heimat
zurückgeführt werden können, brauchen jetzt eine trag-
fähige Bleiberechtsregelung.“

Die Forderung nach einem Bleiberecht stand auch
im Zentrum der von Kirchen, Flüchtlingsorganisatio-
nen, Gewerkschaften und weiteren Verbänden organi-
sierten diesjährigen Interkulturellen Woche und des
Tags des Flüchtlings Ende September. Die Initiatoren
forderten von der Innenministerkonferenz ein groß-
zügiges Bleiberecht und kein „Placebo, mit dem man
die Öffentlichkeit ruhigstellt“, wie es Pro-Asyl-Ge-
schäftsführer Günter Burkhardt formulierte.

Der Deutsche Caritasverband (DCV) forderte, dass
Geduldete bereits nach fünf Jahren in Deutschland ein
Aufenthaltsrecht erhalten sollten. Für Familien, deren
Kinder in Deutschland geboren wurden oder die bei
der Einreise noch Kleinkinder waren, soll eine Aufent-
haltsdauer von drei Jahren ausreichen. Ein verkürzter
Mindestaufenthalt soll ebenfalls für alte, schwer kranke
und behinderte Menschen sowie für unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge gelten. Traumatisierte
Personen sollen ohne Mindestaufenthaltsdauer eine
Aufenthaltserlaubnis erhalten, so der DCV.

Türkische Gemeinde fordert mehr
Migranten in Behörden
Ende August forderte der Vorsitzende der
Türkischen Gemeinde in Deutschland Kenan
Kolat, dass Migranten entsprechend ihrem
Anteil an der Gesamtbevölkerung in deut-
schen Behörden vertreten sein sollten. Bis-
her arbeiten nur wenige Personen mit Mi-
grationshintergrund in der deutschen Ver-
waltung. Zur Begründung sagte Kolat, Men-
schen deutscher Herkunft fehle mitunter
das Verständnis für andere Verhaltenswei-
sen oder Familienregeln. Insbesondere Ju-
gendämter, aber auch andere Behörden
müssten daher personell umstrukturiert
werden. Anlass für seine Forderung sind die
im Juni bekannt gewordenen Ergebnisse aus
dem Mikrozensus des Statistischen Bundes-
amtes (vgl. MuB 5/06). Danach leben derzeit
15,3 Mio. Menschen mit Migrationshinter-
grund in Deutschland. http://www.tgd.de
Baden-Württemberg: Islamunterricht
Mit Beginn des neuen Schuljahres am 18. Sep-
tember wurde in Baden-Württemberg ein
Modellversuch gestartet. An 12 Grundschulen
wird seither islamischer Religionsunterricht
angeboten. Der Unterricht findet in Deutsch
statt und wird von Lehrkräften der jeweiligen
Glaubensgemeinschaft erteilt.
Ablehnung im Fall Aydin
Die türkisch-kurdische Familie Aydin ist mit
ihrer Klage gegen eine Abschiebung vorerst
gescheitert. Am 31. August 2006 lehnte das
Berliner Verwaltungsgericht den Wider-
spruch gegen die Abschiebungsanordnung
ab, mit dem sich die Familie einstweilig Ab-
schiebeschutz erhofft hatte. Zur Begrün-
dung führte das Gericht aus, es halte es für
„nicht wahrscheinlich“, dass den Klägern
bei einer Rückkehr in die Türkei die Gefahr
politischer Verfolgung drohe. Die Familie lebt
seit 17 Jahren in Deutschland (vgl. MuB 5/
06). Während drei Schwestern vorerst in
Deutschland bleiben können, um die Schule
zu beenden, sollen die Eltern und vier klei-
nere Geschwister nach jahrelangem Rechts-
streit in die Türkei ausgewiesen werden. Der
zuständige Berliner Innensenator Ehrhart
Körting (SPD) begründete dies damit, dass
der Familienvater vor Jahren mit gefälsch-
ten Papieren die deutschen Behörden ge-
täuscht habe. Der erneute Asylfolgeantrag
der Aydins wurde abgelehnt. Die Anwältin
der Familie erwägt nun, den Fall vor den
Europäischen Menschengerichtshof zu
bringen (Az.: VG 36 X 55.06).
http://www.berlin.de/sen/justiz/gerichte/
vg/presse/archiv20060904.1245.
46799.html

Kurzmeldungen – Deutschland

Duldung - Bei dem Status der Duldung handelt es sich
nicht um einen rechtmäßigen Aufenthaltstitel, sondern
lediglich um die vorübergehende Aussetzung der
Abschiebung, solange diese aus tatsächlichen oder
rechtlichen Gründen nicht durchgeführt werden kann
(§60a AufenthG). Dies kann zum Beispiel der Fall sein,
wenn die Sicherheitslage im Herkunftsland auf Grund
von Bürgerkriegen instabil ist, dem Abzuschiebenden dort
Folter droht oder es schlicht keine Rücktransportmög-
lichkeit gibt. Fallen diese Hindernisse weg, muss der
Betroffene kurzfristig mit seiner Abschiebung rechnen.
Geduldete befinden sich auch deshalb in einer äußerst
prekären Lage, weil sie in der Regel keine Arbeitserlaubnis
erhalten und somit auf staatliche Zuwendungen in Form
von Lebensmittelscheinen und Taschengeld angewiesen
sind. Ferner sind sie von Integrationsprogrammen ausge-
schlossen.

Duldungen sind zeitlich befristet, wobei die Dauer
von wenigen Tagen bis zu sechs Monaten variieren kann.
Sie können so lange erneuert werden, bis die Abschie-
bung erfolgt oder ein Aufenthaltstitel gewährt wird. Dies
kann zum Phänomen so genannter Kettenduldungen
führen, d. h. Personen leben jahrelang mit dem Status
einer Duldung in Deutschland. Schätzungsweise
120.000 aller Geduldeten sind Langzeitgeduldete, die
seit mindestens 5 Jahren in Deutschland leben.

Durch das Zuwanderungsgesetz sollte diese Praxis
beendet werden, in dem die Möglichkeit geschaffen
wurde, nach 18 Monaten Duldung einen Aufenthaltstitel
zu erlangen (§25 AufenthG). Bisher konnten jedoch nur
wenige Personen von dieser Regelung profitieren. Die
meisten Ausländerbehörden folgen einer restriktiven Ge-
setzesauslegung und verweigern die Ausstellung einer
Aufenthaltserlaubnis, wenn Identitätspapiere fehlen, oder
verweisen auf die Möglichkeit, in einen sicheren Drittstaat
auszureisen. Daher besteht zusätzlicher Regelungsbedarf,
was SPD und Unionsparteien bereits in ihrem Koalitions-
vertrag festgehalten haben und im Evaluierungsbericht
des Zuwanderungsgesetzes erneut bekräftigt wurde (vgl.
MuB 7/06).
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Kurzmeldungen – Europa I
EU: Aufhebung der Grenzkontrollen
verzögert sich
Die geplante Aufhebung der Grenzkontrol-
len zwischen alten und neuen EU-Mitglied-
staaten für Herbst 2007 könnte sich nach
Angaben der EU-Kommission um mindes-
tens ein Jahr verzögern. Als Begründung
wurden technische Probleme bei der Fort-
entwicklung des Schengener Informations-
systems (SIS) angeführt. Das SIS ist eine poli-
zeiliche Datenbank zum Austausch von In-
formationen zwischen den Grenzschutzbe-
hörden der Mitgliedstaaten (vgl. MuB 7/04).
Vertreter osteuropäischer Staaten reagierten
verärgert und bestehen auf dem ursprüng-
lichen Datum. Die Kommission rechnet da-
mit, dass die neue Datenbank frühestens
im Herbst 2008 einsatzbereit ist. Dem
Schengener Abkommen gehören derzeit alle
alten EU-Länder außer Großbritannien und
Irland sowie die Nichtmitgliedsländer Island
und Norwegen an. Anfang Oktober werden
die EU-Innenminister in Brüssel den neuen
Zeitplan für den Wegfall der Grenzkontrollen
endgültig beschließen.
http://europa.eu/scadplus/leg/de/lvb/
l33020.htm (Hintergrundinformationen
zum Schengener Abkommen)

Deutschland: Neue Debatte über Umgang mit Rechtsextremismus
Die Erfolge der rechtsextremen Nationaldemokrati-
schen Partei Deutschlands (NPD) bei den Landtags-
wahlen in Mecklenburg-Vorpommern und den Kom-
munalwahlen in Berlin haben eine neue Debatte um
ein Parteiverbotsverfahren hervorgerufen. Auch über
die künftige Finanzierung von Programmen gegen
Rechtsextremismus entbrannte ein Streit.

Bei den Wahlen am 17. September konnte die NPD in
Mecklenburg-Vorpommern einen Stimmenanteil von
7,3 % für sich verzeichnen. Damit ist die Fraktion
künftig mit sechs Abgeordneten im Schweriner Land-
tag vertreten. In Berlin gelang der Partei mit insgesamt
2,6 % der Stimmen zwar nicht der Einzug in das Ber-
liner Abgeordnetenhaus, wohl aber in vier von zwölf
Bezirksverordnetenversammlungen (BVV). Dabei
handelt es sich um die Bezirke Treptow-Köpenick, Neu-
kölln, Marzahn-Hellersdorf und Lichtenberg, in denen
die NPD mehr als 3% der Stimmen erhielt. Für den
Einzug in eine BVV gilt nicht die 5%-Hürde des Ab-
geordnetenhauses.

Erklärtes Ziel der Partei ist es, nun auch in west-
deutsche Landesparlamente und in den Bundestag ein-

zuziehen. Zudem kündigte
der NPD-Vorsitzende Udo
Voigt an, weiterhin gegen die
„Überfremdung“ in Deutsch-
land zu kämpfen und „sozia-
le Beratungsstellen“ in Ber-
lin und Mecklenburg-Vor-
pommern einzurichten, etwa
für Hartz-IV-Empfänger. In
Sachsen und Brandenburg
sitzen bereits rechtsextreme
Fraktionen in den Landtagen.

Insbesondere für ihre
fremdenfeindlichen und an-
tisemitischen Haltungen wird
die NPD allgemein kritisiert.
So propagiert die Partei in
ihrem Programm und auf ih-
rer Homepage unverblümt
Hetze gegen Ausländer: „Das
Problem der Massenarbeits-
losigkeit ist von dem Prob-
lem der Masseneinwande-
rung nicht zu trennen. Durch
den unkontrollierten Zu-
strom von Ausländern
kommt es unmittelbar zu ei-
nem Verdrängungswettbe-
werb auf dem Arbeitsmarkt,
der zu Lasten der deutschen

Arbeitnehmer geht. Dies ist eine der Hauptursachen
für den Teufelskreis aus Arbeitslosigkeit und sozialer
Verelendung in unserem Land.“ Ferner wird die
„Ausgliederung der ausländischen Arbeitskräfte aus der
deutschen Sozialversicherung und Abschiebung von
Ausländern, die länger als drei Monate arbeitslos sind“,
gefordert. Auch kommt es immer öfter zu Gewaltde-
likten im Umfeld der NPD. Vor allem seit sie sich den
so genannten „Freien Kameradschaften“ aus der
Skinhead-Szene geöffnet hat, gibt es wieder vermehrt
rassistische Übergriffe (vgl. MuB 3/06, 5/06).

Bei einem Treffen in Berlin Anfang September
sprachen SPD-Fraktionschef Peter Struck und Bundes-
innenminister Wolfgang Schäuble (CDU) über ein neues
Verbotsverfahren, vertraten jedoch gegensätzliche
Positionen. „Niemand kann ernsthaft behaupten, dass
die NPD eine verfassungsgemäße Partei ist“, sagte Struck
und sprach sich für ein erneutes Verbotsverfahren aus.
Auch andere Spitzenpolitiker wie Gregor Gysi (Links-
partei) stellten sich hinter die Forderung. Schäuble sieht
hingegen keine Chancen für ein Parteiverbot. Man solle
„aus Schaden klug werden“, sagte Schäuble im Hinblick
auf das gescheiterte Verfahren 2003. Damals waren die
von Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat
getrennt eingebrachten Verbotsanträge an V-Mann-
Verstrickungen des Bundesnachrichtendienstes und
schließlich an der erforderlichen Zweidrittelmehrheit
der Richterstimmen gescheitert. Auch Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) steht einem neuen Verfahren
skeptisch gegenüber. Stattdessen gelte es, sich mit der
NPD politisch auseinanderzusetzen. „Wir müssen die
Menschen ermutigen, damit sie nicht auf einfache und
populistische Parolen hereinfallen“, sagte die Kanzlerin.

Nach den Vorgaben des Verfassungsgerichts müss-
ten bei einem neuen Verfahren die V-Leute des Verfas-
sungsschutzes über Jahre aus dem rechtsextremen
Umfeld abgezogen werden. Grünen-Fraktionschefin
Renate Künast warnte: „Diesen Informationsverlust
können wir uns nicht erlauben.“ Der nordrhein-west-
fälische Innenminister Ingo Wolf (FDP) kritisierte
Strucks Äußerung als einen „reflexartigen Vorschlag“.
Ein Teil der NPD-Anhänger würde bei einem Verbot
zu anderen rechtsextremen Organisationen wechseln
und somit unkontrollierbar werden. Auch der General-
sekretär des Zentralrats der Juden Stephan Kramer sagte,
mit einem NPD-Verbot sei „das Problem nicht gelöst“.

Unter Experten ist eine Neuauflage des Verbots-
antrags umstritten. Während der Staatsrechtler Hans
Peter Bull einen neuerlichen Verbotsantrag für aus-
sichtslos hält, äußerte sich sein Kollege Hans-Peter
Schneider durchaus optimistisch: „Ein neuer Antrag,
wenn er gut begründet und gut vorbereitet ist, wäre
nicht ohne Erfolgschancen.“ Es gebe genügend Hin-

Pro Asyl kritisierte, dass sich die aktuelle Debatte
auf in Deutschland aufgewachsene Kinder konzen-
triere, und forderte, dass Alleinstehende, die seit Jah-
ren in Deutschland leben, nicht von der Regelung
ausgeschlossen werden. Sowohl Kirchen als auch
Flüchtlingsorganisationen forderten ferner, dass Ar-
beitslosigkeit oder der Bezug ergänzender sozialer
Hilfen nicht zum Ausschlusskriterium für eine Aufent-
haltserlaubnis führen dürfe, da die Betroffenen auf-
grund ihres Status zumeist vom Arbeitsmarkt, einer
Ausbildung und anderen Integrationsmaßnahmen
ausgeschlossen seien. Pro Asyl kritisierte auch die
geplante Befristung des Bleiberechts auf zwei Jahre.

Neben dem Land Berlin (vgl. MuB 7/06) hat nun
auch die Stadt Frankfurt am Main im September in Er-
wartung einer Bleiberechtsregelung ein vorläufiges Ab-
schiebeverbot beschlossen. Unklar ist jedoch, ob sich
an der Abschiebepraxis der Frankfurter Ausländerbe-
hörde tatsächlich etwas ändern wird, da diese landes-
und bundesgesetzlichen Vorschriften unterliegt, auf die
die Stadt keinen Einfluss hat. me
Weitere Informationen:
http://www.integrationsbeauftragte.de, http://
www.aufenthaltstitel.de/stichwort/duldung.html,
http://www.caritas.de, http://www.proasyl.de, http://
www.interkulturellewoche.de
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Kurzmeldungen – Europa II
Frankreich: Legalisierungskampagne
Frankreichs Innenminister und konservati-
ver Präsidentschaftsanwärter Nicolas Sar-
kozy (UMP) hat die endgültige Zahl der Le-
galisierungen von illegalen Migrantenfa-
milien mit Schulkindern bekannt gegeben.
Insgesamt erhalten 6.924 illegale Einwan-
derer eine Aufenthaltsgenehmigung für
Frankreich. Mehr als 30.000 Anträge wur-
den seit Juni eingereicht. Sarkozy begrenzte
aber bereits im Juli die Zahl möglicher Legali-
sierungen auf 7.000. Bis Jahresende will
der Innenminister mindestens 25.000 Ille-
gale abschieben. Migrantenhilfsorganisa-
tionen wie das „Netzwerk Bildung ohne
Grenzen“ (RESF) fordern weitere Legalisie-
rungen (vgl. MuB 5-7/06).
Frankreich: Abkommen mit dem Senegal
Die französische Regierung hat mit dem
westafrikanischen Land Senegal ein Regu-
lierungsabkommen zur Einwanderung ge-
schlossen. Illegale Einwanderer können so
schneller in den Senegal abgeschoben wer-
den. Gleichzeitig erleichtert es die Aufnah-
me von senegalesischen Studenten, Fach-
kräften und Künstlern in Frankreich. Darü-
ber hinaus investiert Frankreich 2,5 Mio.
Euro in landwirtschaftliche Projekte im Se-
negal, um dort Arbeitskräfte zu binden und
von einer Auswanderung abzuhalten.
http://www.interieur.gouv.fr
Frankreich: Proteste bei Abschiebung
Passagiere eines Air-France-Linienfluges
von Paris nach Lagos (Nigeria) haben sich
Ende August gegen die Abschiebung eines
19-jährigen Nigerianers gewehrt. Mehrere
Fluggäste weigerten sich, ihre Plätze ein-
zunehmen. Die Polizei des Pariser Flugha-
fens Charles de Gaulle nahm daraufhin zwei
Passagiere fest. Der Nigerianer wurde den-
noch abgeschoben, wenn auch erst mit
deutlicher Verspätung.
Niederlande: Rücktritte nach Schiphol-
Brand
Mit schweren Vorwürfen gegen staatliche
Behörden hat ein Jahr nach dem Brand im
Abschiebegefängnis des Amsterdamer
Flughafens Schiphol eine unabhängige Un-
tersuchungskommission ihre Arbeit abge-
schlossen. Der niederländische Justizmi-
nister Piet Hein Donner (Christdemokraten)
und Bauministerin Sibylla Dekker (Liberale)
traten daraufhin zurück. Es hätte „weniger
oder gar keine Toten“ gegeben, wenn sich
Justiz und andere Staatsdienste an Vorschrif-
ten zum Brandschutz gehalten hätten,
stellte der Kommissionsbericht fest. Vor al-
lem die Justizverwaltung wurde für Ver-
säumnisse beim Brand im Zellenkomplex
zur Abschiebung von illegalen Ausländern
und Drogenkurieren kritisiert. Dem staat-
lichen Baudienst wurden Mängel und Ver-
säumnisse bei Errichtung und Betrieb der
Anlage zur Last gelegt. Bei dem Brand waren
am 27. Oktober 2005 elf Insassen der Ab-
schiebeeinrichtung ums Leben gekommen.

EU: Streit im Umgang mit illegaler
Migration
Zwischen den EU-Mitglied-
staaten wird erneut eine De-
batte um die Verteilung der
Kosten beim Grenzschutz
und der Erstaufnahme von
illegal eingereisten Migran-
ten geführt. Gleichzeitig hält
die illegale Migration auf
dem Seeweg in Richtung der
Kanarischen Inseln und im
Mittelmeerraum an. Die spa-
nische Regierung forderte
weitere Unterstützung zur
Bewältigung der humani-
tären Krise an den EU-Au-
ßengrenzen.

Die EU-Innen- und Justiz-
minister führten auf einem
informellen Treffen am 21.
September im finnischen
Tampere eine kontroverse
Debatte über den Umgang
mit illegalen Zuwanderern.
Hauptstreitpunkt war die Las-
tenteilung bei der Sicherung
der gemeinsamen Außengren-
zen sowie bei der Aufnahme
von Migranten und Flücht-
lingen. Vor allem die spani-
sche Regierung fordert seit
langem eine stärkere Beteili-
gung der übrigen EU-Staaten.

Auf der Sitzung legte die
finnische Ratspräsidentschaft
ein Diskussionspapier zum

regionalen Ausgleich der Kosten vor, die den an den
Außengrenzen gelegenen Mitgliedstaaten entstehen.

Demnach sollte ein „wesentlicher Teil der tatsächlichen
und überprüfbaren Kosten“ für Aufnahme, Registrie-
rung, Unterhalt und mögliche Rückführung von
undokumentierten Migranten und Asylbewerbern aus
dem gemeinsamen EU-Haushalt finanziert werden. Pro
aufgenommenem Migranten soll ein festzulegender
Prozentsatz der Kosten finanziert werden. Dieses Modell
würde dem auf „jeden Mitgliedstaat einwirkenden
Einwanderungsdruck“ entsprechen. Eine zentrale
Voraussetzung für die Kostenerstattung sei die bio-
metrische Registrierung der Zuwanderer im Schen-
gener Informationssystem (vgl. MuB 7/04).

Der für Migrationsfragen zuständige EU-Kommissar
Franco Frattini schlug die Nutzung von Geldern aus
dem EU-Solidaritätsfonds vor. Dieser für Soforthilfe
nach Naturkatastrophen vorgesehene Fonds könne für
die Bewältigung weiterer Krisen ausgebaut werden.
Die bisherigen Bemühungen, etwa die gemeinsamen
Grenzschutzpatrouillen, seien unzureichend. Der EU-
Kommissar schlug außerdem die Einrichtung von vier
regionalen Zonen für künftige Patrouillen vor: die
Kanarischen Inseln sowie das westliche, zentrale und
östliche Mittelmeer. Diese würden jeweils von einer neuen
Außenstelle der Grenzschutzagentur Frontex (vgl. MuB
9/03, 7/06) oder von vier nationalen Kommandozentren
koordiniert werden.

Regierungsvertreter Italiens, Maltas und Spaniens
drängten sowohl im Vorfeld als auch während des Tref-
fens auf weitere Unterstützung durch die EU-Partner.
Der spanische Innenminister Alfredo Pérez Rubalcalba
(PSOE, Sozialisten) betonte, dass Europa eine Mitver-
antwortung trage. Sein maltesischer Amtskollege To-
nio Borg (PN, Konservative) wies darauf hin, dass noch
kein konkretes Datum für die geplanten Patrouillen
vor der libyschen Küste genannt wurde. Spaniens
Justizminister Juan Fernando López Aguilar (PSOE)
unterstrich, dass die EU noch jahrelang mit derartigen
Migrationsströmen rechnen müsse: „Hunger, Armut,

weise, dass die Partei und ih-
re Mitglieder Gewalt übten,
z. B. gegen Migranten und
politisch links eingestellte
Menschen.

Auch das Bundesamt für
Verfassungsschutz glaubt
über genug Material zu ver-
fügen, um die Verfassungs-
feindlichkeit der NPD in ei-
nem neuen Verfahren zu be-
weisen. Die Verfassungsrich-
ter selbst hatten seinerzeit
darauf hingewiesen, dass die
Einstellung des Verfahrens
nichts über die Verfassungs-
widrigkeit der NPD aussage.

Neben dem Verbotsver-
fahren wurde auch die Zu-
kunft von staatlich geförder-
ten Programmen gegen
Rechtsextremismus zum
Streitpunkt. Vor allem Ver-
treter der Beratungsstellen
von Civitas und Entimon

warnten vor einem Ende ihrer Arbeit durch ein neues
Förderprogramm des Bundesfamilienministeriums. Das
neue Förderprogramm ist für kommunale Präventions-
arbeit gegen Rechtsextremismus gedacht und soll aus
alten Projekten hervorgehen bzw. diese ganz erset-
zen. Statt einer übergreifenden Beratungsarbeit könn-
ten künftig nur noch zehn Kommunen pro Bundes-
land mit Geld für lokal begrenzte Initiativen rechnen.

Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse (SPD)
kritisierte dieses Vorhaben von Familienministerin Ur-
sula von der Leyen (CDU) scharf. „Wir dürfen das Wis-
sen und die Erfahrung der Initiativen gegen Rechts-
extremismus nicht leichtfertig verspielen“, erklärte
auch der stellvertretende sächsische Ministerpräsident
Thomas Jurk (SPD). Sabine Leutheusser-Schnar-
renberger (FDP) nannte die geplante Streichung „po-
litisch kleinkariert“. Die vor Ort tätigen Initiativen
müssten gesichert werden, verlangte auch Petra Pau
(Linkspartei). Verdi-Chef Frank Bsirske forderte, die
Mittel für den Kampf gegen den Rechtsextremismus
generell zu erhöhen. chw
Weitere Informationen: http://www.entimon.de,
http://www.bundesverfassungsgericht.de,
http://www.jugendstiftung-civitas.org
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I m p r e s s u m

Veranstaltung

Verzweiflung und eine Lebenserwartung von nur 30
Jahren“ würden potenzielle Migranten in die Wohl-
standsregion Europa treiben. Die nationalen Gesetz-
gebungen der Aufnahmeländer seien hingegen kein
ausschlaggebender Faktor.

Regierungsvertreter der Niederlande und Deutsch-
lands kritisierten die spanische Einwanderungsgesetz-
gebung als kontraproduktiv. Die umfangreichen Lega-
lisierungsprogramme (vgl. MuB 7/99, 7/00, 7/04, 5/
05) und eine verhältnismäßig liberale Migrationspo-
litik hätten wesentlich zum Anstieg der illegalen Zu-
wanderung beigetragen. Sowohl der deutsche Innen-
minister Wolfgang Schäuble (CDU) als auch der die
deutschen Bundesländer vertretende bayerische Innen-
minister Günther Beckstein (CSU) sprachen sich gegen
eine finanzielle Unterstützung der Mittelmeerländer aus.
Vielmehr müsste die Eurodac-Datenbank konsequenter
genutzt (vgl. MuB 5/99, 7/04), Frontex gestärkt und auf
eine konsequente Rückführung gedrängt werden. Beckstein
vertrat die Ansicht, dass eine Unterstützung aus EU-Geldern
nur bei kleineren Ländern sinnvoll sei, nicht jedoch bei

Spanien oder anderen Ländern
mit hoher Wirtschaftskraft.

Neben dem Lastenaus-
gleich standen auch Verfah-
rensfragen auf der Tagesord-
nung des Treffens in Tampere.
Dabei plädierte Innenminister
Schäuble für die Beibehal-
tung des nationalen Veto-
rechts bei Fragen der Polizei-
und Justizkooperation. Viele
Mitgliedstaaten befürworten
hingegen die Anwendung
von Mehrheitsentscheidungen
sowie eine Einbeziehung des
Europäischen Parlaments in
Fragen der europäischen In-
nenpolitik. Der Direktor der
EU-Grenzschutzbehörde Fron-
tex Ilkka Laitinen warf den
Teilnehmern des Treffens in
Tampere vor, dass seine Be-
hörde nur unzureichend un-
terstützt werde.

Wenige Tage nach der Sitzung forderten die Staats-
und Regierungschefs von Frankreich, Griechenland, Ita-
lien, Malta, Portugal, Slowenien, Spanien und Zypern in
einem gemeinsamen Brief an die Ratspräsidentschaft, das
Thema der illegalen Einwanderung im Mittelmeerraum
bei dem informellen EU-Gipfel am 20. Oktober im
finnischen Lahti erneut auf die Tagesordnung zu setzen.

Auch das Europäische Parlament sprach sich für
einen europaweiten Finanzausgleich aus. Die „Teilung
der Verantwortung und der finanziellen Belastung
zwischen den Mitgliedstaaten“ müsse ein wesentlicher
Bestandteil der gemeinsamen Einwanderungspolitik
sein. Ein entsprechender Beschluss [P6_TA-PROV
(2006)0386] wurde am 28. September mit 295 zu 271
Stimmen bei 14 Enthaltungen gefasst. sta
Weitere Informationen:
http://www.europarl.europa.eu

interkulturellen Arbeit sind an der Organisation und
Ausrichtung der Dialog-Tische rund um die Themen-
felder Integration, Diskriminierung und Interkulturelle
Verständigung beteiligt. Der InterDialogPreis wird im
Rahmen des InterDialogFestes am 3. November 2006
in der Weißen Rose in Berlin-Schöneberg (Martin-
Luther-Straße 77) verliehen (Beginn 15.00 Uhr).
Weitere Informationen: ARiC Berlin, Y. Hylla/S. Wie-
gratz, Tel.: (030) 308 799 24, http://www.aric.de

4. Berliner Tage des Interkul-
turellen Dialogs / Inter-
DialogPreis / InterDialogFest
Die Berliner Tage des Inter-
kulturellen Dialogs finden
zwischen dem 5. Oktober und
dem 5. November 2006 statt.
Zahlreiche Vereine, Initiati-
ven und Institutionen aus der

Kurzmeldungen – Welt

UN-Konferenz zu Migration und
Entwicklung
Mitte September hat in New York eine UN-
Konferenz zu den Zusammenhängen zwi-
schen Migration und Entwicklung stattge-
funden. An dem hochrangig besetzten Tref-
fen nahmen Regierungsvertreter und Ex-
perten aus rund 120 Staaten teil. In seiner
Eröffnungsrede rief UN-Generalsekretär
Kofi Annan die Teilnehmer dazu auf, Mi-
gration nicht vorrangig als Gefahr, sondern
vor allem als Chance für die wirtschaftliche
und soziale Entwicklung anzusehen. Er ver-
wies dabei sowohl auf die Bedeutung der
Rücküberweisungen, die sich 2005 auf et-
wa 232 Mrd. US-Dollar beliefen, als auch
auf den Transfer von Wissen und Fähigkei-
ten der Auswanderer in ihre Herkunfts-
länder. http://www.un.org/migration
Usbekistan: Flüchtlinge kehren zurück
Mindestens 52 der insgesamt 439 usbeki-
schen Flüchtlinge, die nach dem Massaker
in Andischan zuerst nach Kirgisien geflohen
und später über Rumänien in verschiedene
westliche Länder evakuiert worden waren,
sind in den letzten Monaten nach Usbekis-
tan zurückgekehrt (vgl. MuB 6-7/05). Das
UN-Flüchtlingshochkommissariat zeigte
sich überrascht von der Rückkehr. Die
Regierung verspricht den Flüchtlingen
Straffreiheit, verfolgt aber gleichzeitig
Flüchtlinge in den Nachbarländern. In Kir-
gisien wurden kürzlich vier Flüchtlinge von
usbekischen Sicherheitsbeamten gefasst
und in ihr Herkunftsland gebracht.

Weiterhin Zustrom von Bootsflüchtlingen
Im September hielt die massive illegale Zuwanderung in
Richtung der Kanarischen Inseln sowie an den Küsten
der europäischen Mittelmeeranrainer weiterhin an (vgl.
MuB 7/06). Anfang des Monats wurden innerhalb
weniger Tage rund 2.500 so genannte Bootsflüchtlinge
beim Versuch der illegalen Einreise aufgegriffen. Auch
auf der italienischen Insel Lampedusa strandeten erneut
hunderte Migranten. Ein Abflauen der starken Zu-
wanderung ist voraussichtlich erst bei einer Verschlech-
terung der Wetterbedingungen zu erwarten. Spanien
begann unterdessen mit der Rückführung hunderter
senegalesischer Migranten. Im Vorfeld der Abschie-
bungen war es zunächst zu Konflikten mit der senegale-
sischen Regierung über die Rücknahme der Senegalesen
gekommen.

Unterdessen sieht sich Griechenland massiven
Vorwürfen beim Umgang mit undokumentierten Flücht-
lingen ausgesetzt: Ende September wurde den griechi-
schen Behörden vorgeworfen, dass sie etwa 40 Migran-
ten vor der türkischen Küste ins Meer geworfen hätten.
Mindestens sechs Migranten kamen ums Leben, drei wei-
tere werden vermisst. Die griechische Regierung bestrei-
tet die Vorwürfe der Überlebenden. Eine griechische so-
wie eine türkische Untersuchungskommission sollen den
Vorfall nun prüfen.


